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Das Bundesamt für Verkehr eröffnet ein Administrativverfahren
gegen die SBB. Es geht um Missstände im Sicherheitsdienst,
welchen die SBB an die Securitas delegiert haben. Ausserdem
wurden Millionenaufträge an die Securitas nie ausgeschrieben.
Zwischen SBB und Securitas bestehen Verbandelungen.

Dubiose Sicherheitsleute: Die SBB räumen Fehler ein
SICHERHEIT AN BAHNHÖFEN

Auf Bahnhöfen in der Zuständig-
keit der SBB seien mehrere vor-
bestrafte Security-Mitarbeiter
im Einsatz gewesen. Das berich-
tete jüngst die Sendung «Kassen-
sturz». Die Angestellten sollen in
Deutschland über die Securitas
AG durch eine Drittfirma zum
Teil mit falschen Versprechun-
gen angelockt worden sein. Und:
Die Drittfirma soll illegale Ar-
beitsverträge abgeschlossen ha-
ben. Beispiel: Laut Unia gab es
Verträge, die fristlose Kündigun-
gen vorsahen, wenn sich ein Mit-
arbeiter bei Krankheit weniger
als acht Stunden vor Dienstan-
tritt abmeldet (siehe Kasten).

Nun reagiert der Bund
Jetzt schaltet sich das Bundes-
amt für Verkehr (BAV) ein. Das
zeigen Nachforschungen dieser
Zeitung. BAV-Sprecherin Olivia
Ebinger bestätigt, dass das BAV
ein Aufsichtsverfahren gegen die
SBB eingeleitet hat. Im Fokus
stehen Aufsichtspflichten der
SBB gegenüber der Securitas. Es
werde abgeklärt, wie weit seitens
der SBB-Transportpolizei Pflich-
ten verletzt worden seien, sagt
Ebinger. Die Verantwortlichen
beider Institutionen werden laut
BAV-Sprecherin für Stellung-
nahmen aufgeboten. Das BAV ha-
be auch von Dritten Hinweise zu
den Vorwürfen erhalten.

Straftäter mit Staatsmacht
Der Hintergrund: Das Gesetz ver-
pflichtet die SBB, in Bahnhöfen
für Sicherheit zu sorgen. Für das
Streckennetz des Zürcher Ver-
kehrsverbundes (ZVV) haben die
SBB die Aufgabe an die private
Sicherheitsfirma Securitas dele-
giert. Dabei handelt es sich nicht

um gewöhnliche Bewachungs-
aufträge. Den Securitas-Mitar-
beitern werden auf den Bahn-
arealen vom Gesetz hoheitliche
Aufgaben – sprich Staatsgewalt –
übertragen: Sie dürfen dort auch
Personen kontrollieren, anhal-
ten und wegweisen. Die SBB
dürfen diese sensiblen Aufgaben
auslagern, bleiben aber für die
Einhaltung der strengen Vor-
schriften für die Security-Mitar-
beiter zuständig.

Kontrollen versagt
Die Aufsicht der SBB hat nicht
funktioniert. Die Securitas dürf-
te Vorschriften des Bahngeset-
zes über längere Zeit unterlaufen
haben, indem sie ohne Sonderbe-
willigung Mitarbeiter über eine
dubiose Drittfirma arbeiten liess.
Den SBB ist dabei auch entgan-
gen, dass durch die mangelhafte
Rekrutierung des Personals über
die Drittfirma vorbestrafte Mit-
arbeiter in Securitas-Uniformen
für die heiklen Aufgaben an
Bahnhöfen zum Einsatz kamen.

Für den Sicherheitsdienst im
ZVV sind 120 Security-Mitarbei-
ter im Einsatz. Wie viele davon
über die Drittfirma engagiert wa-
ren, konnten die SBB nicht sagen.
Wie viele Mitarbeiter vorbestraft
waren, ist unklar. Die SBB ver-
wiesen auf die Securitas. Diese
wollte sich dazu nicht äussern.
Sie hat die Mitarbeiter zwar jetzt
von der Drittfirma übernommen
und selber angestellt. Bis heute
kann Securitas indessen nicht
ausschliessen, dass Mitarbeiter
darunter sind, die im Ausland
Strafregistereinträge haben.

Erstmals gestehen die SBB
Fehler ein: Man habe die Aufsicht
über die Auftragnehmer ver-

nachlässigt, weil man den Fokus
auf den Aufbau der Sicherheits-
organisation gerichtet habe, sagt
SBB-Sprecher Christian Ginsig
(siehe Kasten).

Neuer Vorwurf
Abklärungen dieser Zeitung zei-
gen: Noch in einem anderen

Punkt haben Securitas und SBB
Vorschriften ignoriert. Seit Okto-
ber 2011 verbietet das Bahnge-
setz ausdrücklich, Firmen mehr-
heitlich in ausländischem Besitz
für Security-Aufträge auf Bahn-
höfen zu engagieren. Die von der
Securitas engagierte Drittfirma
gehört aber zu 100 Prozent einem
deutschen Staatsangehörigen.

Erst als das Bundesamt für
Verkehr einschritt, wurde das
Verhältnis mit der Drittfirma im
April 2013 schliesslich aufgelöst.
Die Securitas macht in ihrer Stel-
lungnahme geltend, dass es für
das neue Gesetz eine Übergangs-
frist bis Juni 2012 gegeben und
man die Firma im Januar 2011
noch nach altem Recht engagiert
habe (siehe Kasten). Zu diesem

Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses war allerdings das neue Ge-
setz längst bekannt und vom Par-
lament beschlossen.

Verbandelungen
Der Einsatz der Drittfirma macht
die Angelegenheit auch beschaf-
fungsrechtlich brisant, wobei
hier nicht das BAV, sondern die
Finanzkontrolle zuständig ist.
Die SBB als Staatsbetrieb müssen
Grossaufträge öffentlich aus-
schreiben, damit sichergestellt
ist, dass der günstigste Anbieter
den Auftrag erhält. So will das Ge-
setz Vetternwirtschaft bis hin zu
Korruption verhindern.

Den Auftrag zur Sicherung der
Bahnhöfe im ZVV haben die SBB
aber trotz Ausschreibungspflicht

direkt an die Securitas vergeben.
Die SBB rechtfertigen die Frei-
handvergabe heute damit, dass
vor vier Jahren nur Securitas in
der Lage gewesen sei, ein Auf-
tragsvolumen in dieser Grösse in
diesem komplexen Umfeld zu be-
wältigen. Allerdings: Indem nun
via Securitas eine Drittfirma –
ebenfalls ohne öffentliche Aus-
schreibung – zum Zug kommt,
wird die Ausschreibungspflicht
eindeutig unterlaufen. Denn die
Leistungen, welche diese eher
kleine Firma erbrachte, hätten
viele andere mittelgrosse Securi-
ty-Firmen ebenso gut erbringen
können.

Durch den Grossauftrag flies-
sen seit 2011 jährlich zweistellige
Millionenbeträge vom bundesei-

Securitas im Einsatz in Bahnhöfen: Die SBB haben in Bahnhöfen heikle Sicherheitsaufgaben an Privatfirmen delegiert. Keystone
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Für die SBB ist jetzt klar: Der
Einsatz von Mitarbeitern einer
Drittfirma durch Securitas hätte
verhindert werden müssen.
SBB-Sprecher Christian Ginsig
hält fest: «Eine Weiterübertra-
gung an Unterakkordanten war
und ist nicht zulässig.» Die
Rechtslage untersage dies. «Es
war ein Fehler, welcher mittler-
weile korrigiert wurde.»

Man habe beim Aufbau der
Sicherheitsorganisation des Zür-
cher Verkehrsverbundes diesem
Umstand zu wenig Rechnung ge-
tragen. «Die SBB-Transportpo-
lizei hat in der Anfangsphase ihre
Aufsichtspflicht zu wenig wahr-
genommen.» Jetzt habe man die
Kontrollen gegenüber Securitas
aber verschärft. Die SBB-Trans-
portpolizei nehme ihre Auf-
sichtspflicht nun gewissenhaft
wahr, so der Sprecher.

SBB gehen über die Bücher
Die SBB stellen den Securitas-
Auftrag an sich infrage. «Der Zu-
sammenarbeitsvertrag zwischen
der SBB-Transportpolizei und
der Securitas läuft bis Ende
2015», sagt Ginsig. Die SBB wür-
den das künftige Vorgehen prü-
fen. Die Umgehung einer öffent-
lichen Ausschreibung des Gross-
auftrages und die Direktvergabe
an die Securitas vor vier Jahren
begründet Ginsig so: Nur Secu-
ritas sei damals in der Lage ge-
wesen, die geforderte Leistung
in der geforderten Zeit zu erbrin-
gen. Es gehe um einen komple-
xen Auftrag: Die Sicherheit sei
ein zentrales, sehr sensibles Gut

Die SBB räumen erstmals ein,
dass sie die Aufsicht über die
Securitas zu wenig wahrge-
nommen haben. Die Securitas
wehrt sich gegen Vorwürfe.

und eines der bedeutendsten
Kundenbedürfnisse.

Illegale Arbeitsverträge
Securitas sieht sich hingegen
nicht in der Pflicht. Zum Vor-
wurf, durch die Securitas seien
in Bahnhöfen mehrere vorbe-
strafte Mitarbeiter der Drittfir-
ma zum Einsatz gekommen, sagt
Securitas-Sprecher Urs Stadler:
Die Drittfirma sei verpflichtet
gewesen, Mitarbeitende mit ein-
wandfreiem Leumund einzuset-
zen. «Die Sicherheitsüberprü-
fung der uns zur Verfügung ge-
stellten Mitarbeitenden» sei
somit Pflicht der Drittfirma ge-
wesen. Securitas hat nun viele
der Mitarbeiter übernommen,
kann aber bis heute nicht garan-
tieren, dass darunter keine im
Ausland vorbestraften Mitarbei-
ter sind.

Die von Securitas engagierte
Drittfirma soll mit den einge-
setzten Mitarbeitern Arbeitsver-
träge abgeschlossen haben, die
mehrfach gegen das Arbeitsge-
setz verstiessen. Gemäss ent-
sprechenden Klauseln in den
Verträgen sollen fristlose Kün-
digungen möglich gewesen sein
für den Fall, dass die Mitarbeiter
Unordnung in ihren Arbeiter-
wohnungen hätten oder sie sich
weniger als acht Stunden vor
Dienstantritt krank meldeten.

Die Drittfirma soll die Mitar-
beiter mit falschen Lohnverspre-
chungen geködert haben. Secu-
ritas wehrt sich: «Es entzog sich
damals unserer Kenntnis, dass
die Drittfirma anders lautende
Verträge ausfertigte. Wir hätten
darauf beharrt, dass die Anstel-
lungsbedingungen dem Gesamt-
arbeitsvertrag entsprechen und
die branchenrelevanten Aspekte
respektiert werden.» ma

«Wir haben zu wenig kontrolliert»

genen Betrieb SBB an die Über-
wachungsfirma Securitas und an
die Drittfirma. Stehen sich SBB
und Securitas zu nahe? Zwischen
der Bundesinstitution und der
privaten Sicherheitsfirma mit
Sitz in Zollikofen gibt es enge in-
stitutionelle und personelle Ver-
bindungen: Securitas und SBB
führen die gemeinsame Tochter
Securitrans AG.

Die Bundesbahn besitzt 51 und
die Securitas 49 Prozent der Ak-
tien. Securitas-Verwaltungsrats-
präsident Hans Winzenried sitzt
im Verwaltungsrat der SBB-
Mehrheitstochter Securitrans.
Diese gemeinsame Institution
öffnet der Securitas den direkten
Weg in die Chefetage der SBB.

Mischa Aebi

«In der Anfangs-
phase der Zusam-
menarbeit wurde
zu wenig Zeit
für Kontrollen
investiert.»

SBB-Sprecher Christian Ginsig

TEILNEHMER Die Amerika-
ner und die Engländer sind am
Weltwirtschaftsforum in Da-
vos klar in der Überzahl. Dane-
ben haben vor allem Teilneh-
mer aus der arabischen Welt in
den letzten Jahren aufgeholt.

Heute beginnt das 45.Weltwirt-
schaftsforum (WEF). Anstatt
Bündner Dialekt dominiert in
den Strassen, Bars und Restau-
rant von Davos Englisch.

Fast ein Drittel der 2500 WEF-
Teilnehmer reist aus den USA ans
Wirtschaftstreffen. Die «Han-
delszeitung» hat deswegen eine
Story mit der Überschrift «Eine
amerikanische Stadt namens Da-
vos» publiziert. Am WEF neh-
men neben Regierungs- und Fir-
menchefs auch Vertreter der
Wissenschaft und von Nicht-
regierungsorganisationen teil.

Ebenfalls aus dem englisch-
sprachigen Raum – nämlich aus
Grossbritannien – kommt die
zweitgrösste Delegation. Seit
1997 hat sich die Teilnehmerzahl
der Briten fast verdoppelt, wäh-
rend die Anzahl Besucher aus an-
deren westlichen Ländern seit
Jahren konstant bleibt. In der
Ländertabelle haben die Inselbe-
wohner mittlerweile die Gastge-

ber aus der Schweiz überholt
(siehe Tabelle).

Chinesen legen zu
Anders sieht die Entwicklung bei
den Gästen aus, die weder aus Eu-
ropa noch aus den USA stammen.
Diese Gruppe macht mittlerweile
ein Drittel der WEF-Teilnehmer
aus. Die Chinesen etwa gehören
mit einer Delegation von 48 Per-
sonen in diesem Jahr zu den Top
Ten. Vergleicht man die Wirt-
schaftsleistung der Teilnehmer-
länder, müssten die Chinesen
aber noch viel weiter vorne ste-

hen. Mit einem Bruttoinlandpro-
dukt (BIP) von 9181 Milliarden
Dollar (2013) hat China weltweit
die zweitgrösste Wirtschaftsleis-
tung hinter den USA mit einem
BIP von 16 799 Milliarden Dollar
(2013). Das BIP der Schweiz be-
trägt im Vergleich 650 Milliarden
Dollar (2013).

Immer mehr Araber kommen
Das Wachstum der WEF-Delega-
tionen von ausserhalb Europas
und der USA wurde von den Or-
ganisatoren angestrebt. In den
letzten Jahren hat das WEF Able-

ger in Asien, Lateinamerika und
Afrika geschaffen. Und prompt
stieg die Teilnehmerzahl aus Me-
xiko oder Brasilien – auf Kosten
von Ländern wie Frankreich,
Kanada oder Italien.

Immer stärker gehören auch
Vertreter aus dem arabischen
Raum zum Bild des WEF. Die
wachsenden Teilnehmerzahlen
aus den Vereinigten Arabischen
Emiraten (39 Teilnehmer) und
Saudi-Arabien (31) zeigen, dass
sich das Weltwirtschaftsforum
mit der Globalisierung mitentwi-
ckelt. Tobias Habegger, Davos

Davos fest in amerikanischer Hand

WEF
Davos 2015

HEUTE AM WEF

Bundespräsidentin Simonetta
Sommaruga eröffnet das Wirt-
schaftsforum (17.30Uhr). Zudem
wird der ukrainische Präsident
Petro Poroschenko (15.30Uhr)
in Davos erwartet, wo er über die
Zukunft der Ukraine sprechen
wird. Weiter steht der Besuch der
Premierminister Li Keqiang (Chi-
na, 17.45Uhr) und Ahmet Davu-
toglu (Türkei, 16Uhr) auf dem
Programm. Das Schweizer
Fernsehen berichtet zwischen
11 und 12.45Uhr auf SRF 1 und
zwischen 15.30 und 19.30Uhr
auf SRF Info vom WEF. In letzter
Minute regt sich nun doch noch
Widerstand gegen das WEF. Eine
Platzkundgebung am Samstag
wurde bewilligt. tob/sny

Der frühere deutsche Spitzenpolitiker Philipp Rösler hat sich in der Schweiz
gleich doppelt neu erfunden – leibhaftig und aus Nussholz.

Philipp Rösler war bis De-
zember 2013 Vizekanzler
von Angela Merkel in der

letzten schwarz-gelben Regie-
rung in Deutschland. Er war Vor-
sitzender der FDP, deutscher

Gesundheits- und später Wirt-
schaftsminister. 1973 in Vietnam
geboren, wurde er als Waisen-
kind von einem deutschen Paar
adoptiert. In den Medien wurde
er deswegen lange zum Vorzeige-
politiker mit Migrationshinter-
grund stilisiert. Rösler war ein
Politstar. Inzwischen sind die Li-
beralen klinisch tot, und Rösler
ist weg vom Fenster. Jedenfalls in
Deutschland.

Ein lebensgrosser Philipp Rösler
steht dafür im Foyer des Hotels
Schloss Hünigen in Konolfingen
– einer aus Holz. Die «Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung» (FAZ)
findet diesen Hauch von nordko-
reanischem Personenkult derart
abstrus-exotisch, dass sie in den
letzten Wochen gleich zweimal
prominent darüber berichtete.
«In Nussholz verewigt» hiess der
erste Text: «Wer Philipp Rösler

sehen möchte, sollte in die
Schweiz fahren.»

Das stimmt, denn auch der reale
Rösler versucht nach der Bruch-
landung bei den Wahlen vom
Herbst 2013 in der Schweiz den
Neustart. Er lebt seit fast einem
Jahr mit seiner Frau und den
beiden Töchtern in Genf. Dort-

Ein Rösler steht in Konolfingen

Rösler-Skulptur im Foyer
des Hotels Schloss Hünigen
in Konolfingen. Ferdinand von Salverda

WEF
Davos 2015

hin geholt hat ihn Klaus Schwab,
der Präsident des World Econo-
mic Forum (WEF), das jetzt in
Davos sein hochkarätig besetztes
45. Jahrestreffen durchführt.
Rösler ist Managing Director und
beim WEF zuständig für Regie-
rungskontakte und regionale Ak-
tivitäten. Er ist fürs WEF zum
globalen Türöffner geworden.

«Eine wahre Geschichte», heisst
die zweite grosse Story in der
FAZ: «Ein Strassenkehrer aus
dem Berner Oberland findet
Philipp Rösler gut.» Denn hinter
der Rösler-Skulptur in Konolfin-
gen steckt ein Fan aus Interlaken.
Idee und Auftrag für die Skulptur
stammen von Bruno Stegmann,
gemacht hat sie der Brienzer
Holzbildhauer Beat Stähli. Der
61-jährige Stegmann hat dafür
90 000 Franken bezahlt. In Inter-
laken ist er bekannt wie ein bun-
ter Hund, nicht nur wegen seines
orangen Arbeitsoutfits und sei-
ner eigenen Brillenkreationen.

Bruno Stegmann war einst in der
SVP und Mitglied des Gemeinde-
parlaments von Interlaken. Als
«Gast» des Zürcher SVP-Natio-
nalrats Hans Fehr figuriert er seit
Jahren auf der Liste der Berech-
tigten für den Zutritt zum
Parlamentsgebäude in Bern.

«Aber das Herz des Schweizers
Stegmann schlägt für die Libera-
len. Nur nicht für jene in der
Schweiz, sondern für die FDP in
Deutschland», schreibt die FAZ.

Stegmann hat seinem Idol Rösler
und anderen FDP- und CDU-
Politikern seit Jahren viele Briefe
geschrieben und die Liberalen als
Gönner finanziell unterstützt. Er
nahm an Fundraising-Dinners
der FDP in Deutschland teil,
Philipp Rösler ist ihm dabei auch
persönlich erschienen. Heute
habe er keine Kontakte mehr zu
Rösler und der Partei, präzisiert
Stegmann gegenüber der «Jung-
frau-Zeitung»: «Ich bereue kei-
nen Rappen und keine Minute,
die ich der FDP damals gegeben
hatte. Die FDP hat mich mensch-
lich reich beschenkt.»

Einst wollte Stegmann nach
Hannover auswandern, um in
der Nähe von Rösler zu sein. Es
kam umgekehrt: Rösler ist jetzt
in der Schweiz. Deutschland und
die FDP sind für ihn vorderhand
abgeschlossene Kapitel. In Davos
ist der 41-Jährige die rechte Hand
von Klaus Schwab. Eines aber hat
er seinem Chef, dem im Rampen-
licht stehenden WEF-Gründer,
voraus: Der Rösler ist aus echtem
Holz. Andreas Saurer

Die von WEF-Gründer Klaus
Schwab und seiner Frau Hilde
lancierte Schwab-Stiftung ver-
gibt jedes Jahr am Vorabend des
WEF-Beginns die Crystal
Awards. Diese Auszeichnung
geht an Künstler, welche sich im
humanitären Bereich verdient

gemacht ha-
ben. Eine Aus-
zeichnung ging
an den italieni-
schen Tenor
Andrea Bocelli.
Der blinde
Sänger hat vor
vier Jahren ei-

ne Stiftung gegründet, die Pro-
jekte für die Ärmsten in Italien
und in Haiti unterstützt. Eine
weitere Preisträgerin ist die Sän-
gerin Angélique Kidjo aus Benin

– die Königin
der afrikani-
schen Musik,
wie Hilde
Schwab sagte.
Die 54-jährige
Preisträgerin
schaffte es
nicht rechtzei-

tig nach Davos, da ihr Flugzeug
aus technischen Gründen um-
kehren musste. Sie ist Co-Grün-
derin der Batonga-Stiftung, wel-
che Mädchen in Afrika auf ver-
schiedenste Arten unterstützt.
Den dritten Kristall konnte der
japanische Architekt Shigeru
Ban in Empfang nehmen. sny

BZNamen

UMWELTKOMMISSION

Energieanlagen
im Wald
Energieanlagen sollen nach
Ansicht der Umweltkommission
des Ständerates auch im Wald
gebaut werden dürfen. Sie be-
antragt, bei der Revision des
Waldgesetzes einen entspre-
chenden Artikel einzubauen. Da-
bei geht es sowohl um Energie-
erzeugungsanlagen – zum Bei-
spiel Windräder – als auch um
Energietransportanlagen, etwa
Hochspannungsleitungen.

SBB

Günstiger ins
Ausland
Wer mit dem Zug ins benachbar-
te Ausland fährt, zahlt ab kom-
mendem Monat bis zu ein Fünftel
weniger. Die SBB reagierten mit
der ausserordentlichen Preis-
reduktion für internationale Bil-
lette auf den erstarkten Franken,
sagte ein SBB-Sprecher. Direkt-
verbindungen nach Italien und
Frankreich würden um rund
18 Prozent günstiger. sda

InKürze

BANKEN Der Chef der Fürs-
tenbank aus Liechtenstein
hätte es lieber gesehen, wenn
die Nationalbank den Fran-
kenkurs an einen Währungs-
korb gebunden hätte.

Sechs Prozent mehr Kunden
konnte die LGT Bank in der Regi-
on Bern/Mittelland 2014 gewin-
nen. Dies ist bemerkenswert,
weil das Mittelland kaum als boo-
mende Region wahrgenommen
wird. Beobachter der Berner
Bankenszene fragen sich, wo all
die neuen Banken im gesättigten
Markt Kunden finden. Mit Sara-
sin, Sondrio, Vontobel, Bonhôte
und AEK 1826 haben seit 2009
fünf Institute in der Bundesstadt
eine Niederlassung eröffnet. Zu-
dem geht das Gerücht um, dass
auch die Bank Rothschild in Bern
Fuss fassen will.

Beat Buri, seit knapp einem
Jahr Leiter Region Bern/Mittel-
land bei der LGT, sieht für den
Erfolg drei Gründe. «Stabilität
und Sicherheit einer Bank sind in
den letzten Jahren zu einem ganz
zentralen Kriterium geworden.»
Zudem sieht Buri eine Stärke der
LGT im Beratungsprozess und in
der Kompetenz: «Das Berater-
team in Bern hat durchschnitt-
lich mehr als zwanzig Jahre Er-
fahrung im Private Banking.»

Wie es die Tradition will, war
gestern am Mediengespräch in
Bern auch Prinz Philipp von und
zu Liechtenstein als Stiftungs-
ratspräsident der LGT Bank zu-
gegen. Die Bank gehört der Fürs-
tenfamilie. Der Entscheid der
Nationalbank, den Frankenmin-
destkurs gegenüber dem Euro
aufzuheben, findet Prinz Philipp
nicht grundsätzlich falsch. «Ich
hätte es aber lieber gesehen,
wenn die SNB den Frankenkurs
an einen Währungskorb gebun-
den hätte.» Sein Chief Invest-
ment Officer Marcel Schnyder
findet das Timing unglücklich.
«Ich vermute, die Nationalbank
hat unter Zugzwang gehandelt.»
Es hätte günstigere Momente ge-
geben, die Politik der Wechsel-
kursbindung aufzugeben. Pha-
sen, in welchen der Aufwertungs-
druck des Frankens weniger aus-
geprägt war. Bei der Aufgabe der
Wechselbindung hätte er sich
dann nicht derart verteuert. cch

LGT Bank
wächst auch
in Bern

K.-O.-TROPFEN Der Sex-
skandal um den Zuger SVP-
Politiker Markus Hürlimann
zeigt politische Folgen. Der
40-Jährige tritt als Präsident
der Kantonalpartei zurück.

Der Zuger SVP-Politiker Markus
Hürlimann kandidiere an der Ge-
neralversammlung vom 12. März
nicht mehr für das Amt des Kan-
tonalpräsidenten, teilte SVP-Na-
tionalrat Thomas Aeschi gestern
mit. Bis dahin leitet er die Partei.

Es sei ihm bewusst, dass er
nicht mehr das nötige Vorbild
sein könne, um die SVP Kanton
Zug als Präsident zu führen,
schreibt Hürlimann in einer Stel-
lungnahme. Noch wichtiger sei
aber, dass nach einem solch be-
lastenden und einschneidenden
Ereignis die Prioritäten bei sei-
ner Familie lägen.

Aber es sei selbstverständlich,
dass er die Wähler und die SVP
weiterhin im Kantonsparlament
vertreten werde. «Ihnen bin ich
verpflichtet, und ich bin mir si-
cher, dass ich eine Chance ver-
dient habe, um zu beweisen, dass
sie den richtigen Mann in den
Kantonsrat gewählt haben.»

Hürlimann stand kurz in Ver-
dacht, nach einer politischen Fei-
er im Dezember 2014, die Grü-
nen-Politikerin Jolanda Spiess-
Heglin mit K.-o.-Tropfen sexuell
gefügig gemacht zu haben. Ein
Labortest widerlegte die Theorie.

Forderungen nach einem Par-
teiausschluss wurden laut. Am
Donnerstag könnte laut Aeschi
ein entsprechender Einzelantrag
gestellt werden. sda

Zuger SVP-Präsident
gibt auf

Markus Hürlimann bleibt aber
Mitglied des Kantonsrats. zvg

INITIATIVE Die Volksinitia-
tive «Energie- statt Mehr-
wertsteuer» ist aus Sicht der
Befürworter der Königsweg
zur Energiewende. Chancen
hat die Vorlage aber kaum.

Die Initiative «Energie- statt
Mehrwertsteuer» der Grünlibe-
ralen, die von den Grünen unter-
stützt wird, verlangt eine ökolo-
gische Steuerreform: Die Mehr-
wertsteuer soll abgeschafft und
durch eine Steuer auf der Pro-
duktion und der Einfuhr von
Erdöl, Gas, Kohle und Uran er-
setzt werden.

Der Luzerner GLP-Nationalrat
Roland Fischer sprach von einem
«wirksamen und liberalen In-
strument» zur Verminderung des
Energieverbrauchs und zur ver-
stärkten Produktion erneuerba-
rer Energie. Die Initiative setze

auf Preisanreize statt staatliche
Subventionen. Dass die Strom-
und Benzinpreise bereits bei der
Einführung des neuen Systems
stark steigen würden, streiten die
Initianten ab. Sie gehen davon
aus, dass die Kilowattstunde
Strom zu Beginn zwischen 10 und
15 Rappen teurer wäre als heute.
Der Benzinpreis würde damit um
rund 1.30 Franken steigen. Die
Angaben von Finanzministerin
Eveline Widmer-Schlumpf, wo-
nach der Benzinpreis um 3 Fran-
ken steigen würde, seien falsch,
sagte GLP-Präsident Martin
Bäumle. Das wäre vielleicht in 20
bis 30 Jahren der Fall.

Die Grünliberalen rechnen
nicht mit grossen Chancen, hof-
fen aber auf einen Achtungser-
folg an der Urne. Ein solcher wäre
nach Bäumle ein Ja-Stimmen-
Anteil von 30 Prozent. sda

Grünliberale wären schon
mit 30 Prozent zufrieden

BAHN Ein Verein macht sich
für Nachtzüge stark. Und wirft
den SBB vor, nicht genug ge-
gen die Einstellung wichtiger
Linien getan zu haben.

Der Verein Umverkehr hat ges-
tern mit einer Aktion im Haupt-
bahnhof Zürich die Kampagne
«Rettet den Nachtzug» lanciert.
Eine Petition verlangt, beste-
hende Linien zu erhalten und
gestrichene wieder in Betrieb
zu nehmen. Acht in Pyjamas ge-
kleidete Aktivisten der verkehrs-
politischen Umweltorganisation
machten auf einem Perron auf
ihr Anliegen aufmerksam.

Die SBB haben jedoch ihre
kleine Nachtzugflotte bereits vor
Jahren verkauft.

Umverkehr wirft den SBB vor,
in den letzten Jahren wichtige
Verbindungen eingestellt oder
nichts gegen die Einstellung ge-
macht zu haben. Seit 2003 seien
die Linien Bern–Brüssel, Zürich–
Rom, Zürich–Barcelona, Ba-
sel–Moskau und Basel–Kopen-
hagen aufgehoben worden. sda

Mehr
Nachtzüge

POST In Filialen sollen wei-
terhin Waren wie Bücher und
Seifen verkauft werden. Die
Nationalratskommission will
keine Einschränkungen.

Die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen des National-
rates (KVF) möchte die Post
nicht einschränken: Das Unter-
nehmen soll weiterhin allerlei
Waren anbieten dürfen, die mit
der Post nichts zu tun haben.

Die KVF hat sich gegen eine
parlamentarische Initiative von
Nationalrat Rudolf Joder (SVP,
BE) ausgesprochen. Der Ent-
scheid fiel allerdings knapp mit
13 zu 12 Stimmen. Joder möchte
die Post dazu zwingen, sich auf
ihren Unternehmenszweck zu
konzentrieren und nicht immer
mehr «Krimskrams» zu verkau-
fen, wie er in seiner Initiative
schreibt. Es könne nicht Aufgabe
der Post sein, private Dienst-
leister und den Detailhandel zu
konkurrenzieren, argumentiert
Joder. Auch fühlten sich Kunden
durch die Angebote belästigt. sda

Post bleibt
ein Laden
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